




Zusammenstellung
der

Verordnungen
über den

Bauplan und das Vauquartier
der Stadt Crefeld /

nebst dem Gesetz : über die gerichtliche Ent¬

setzung aus dem Eigenthume wegen des öf¬

fentlichen Nutzens , vom 8. März 1310 .

I . Bau -Polizey -Reglenrent der Stadt Crefeld .

Allgemeine pvlireiliche Rücksichten .

§ r . ^ ^ ci der Vergrößerung der Stadt Crefeld ,
durch Aufführung von öffentlichen und Privat - Gebäu «
den , wird der von Sr . Königl . Majestät fcstgestellte ,
bei der Regierung in Düsseldorf beruhende Grund »
riß der Stadt , als Basis befolgt .

§ 2. Eine von der Negierung bestätigte Copie die¬
ses Grundriffes , im Maasstabe von und in sechs
Sektionen ausgcfertigt , bewahrt das Burgermcister - Amt
der Stadt zur jedesmaligen Einsicht der Baulustigen ,
und als Norm für die städtische Bau . Commission .

H 3. Sowohl zur Regulirung des bereits bestehen¬
den Skraßenpsiasters , als auch zur Regulirung neuer
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Straßen , und Wasserleitungt - Anlagen , befindet sich
auf dem Bürgermeisterei - Amte ein Niveau - Register ,
welches sich auf den Plan der Stadt bezieht , und die
Abweichung der Bodenlage gegen eine , durch Abwägung
von dem höchsten Punkte der Stadt ausgemittelte , an
den Straßen - Ecken durch eingegossene Eisen bezeichnte
Horizontal - Ebene nachweiset .

§ 4 , Wie bei den neu anzulcgenden Straßen die
gerade Linie ununterbrochen beizubehalten ist , so soll auch ,
wenn in alten Straßen Häuser oder Bauwerke , welche
die Richtung der Straßenlinie unterbrochen , abgetragen
werden , ihr -Wiederaufbau nur in der Hauptrichlung der
Häuserreihe geschehen.

§ Z . Neu anzulegende Straßen erhalten neben der
Fahrbahn Fußwege von wenigstens sechs Fuß Breite .
Dasselbe findet bei dem Neubau derjenigen alten Stra¬
ßen Statt , die nicht unter dreyßig Fuß breit sind.

§ 6 Neu anzulegende Brücken innerhalb der Stadt
befassen zwischen den Lehnmauern oder Drustgeländcr ,
die ganze Straßenbreite .

§ 7 . Gebäude , die durch ihre Bestimmung eine üb¬
le Ausdünstung mit sich führen , und dadurch der Ge¬
sundheit Nacktheit bringen können , erhalten ihre Lage
außerhalb , oder an der Grenze der Stadt .

H z . Das Nivellements - Register der Stadt weiset
nach , welche Streckest der alten Stadtgraben bei der
Vergrößerung der Stadt verschüttet werden müssen , und
welche Strecken derselben als überwölbte Klvacken beizu¬
behalten sind ,

§ y . Alle unterirdischen Waßerleitungen , deren meh¬
rere erforderlich sind , werden nach der Morgenseite der
Stadt hin abhängig angelegt .

§ io . Von den Dachrinnen soll das Wasser ver¬
mittelst Regenröhren bis 11/2 Fuß über das Straßen¬
pflaster , heruntergcleitet werden .

§ n . Die Fahrbahn und die offenen Wasserrinnen
der Straßen werden wie bisher örtlich üblich war , mit
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Steinen von rZ Vis 36 Zoll ssü Oberfläche und 7 Zoll
Bindung gepflastert . Dagegen ist auf den Troittoirs ein
Pflaster von Rheinkieseln zuläßig .

L . Arbeiten und Aufführungen auf Kosten der Stadt .
^ §. 12 . Auf Kosten der Stadtgemeinde werden auS -

geführt :

1) die größern Wasserleitungen ;
2) die Brücken über dieselben , in so weit solche Nicht

Fortsetzungen von Landstraßen bilden , wobei di «
Staats - Kasse concurrirt ;

8) die Anlagen und Verschönerungen der öffentlt «
chcn Plätze ;

4 ) Bau und Unterhaltung des Pflasters , in soweit
dieses herkömmlich der Gemeinde - Verwaltung
obliegt , und in so weit nicht die Straßen Land «
straßen bilden ;

2) Erwerbung der zur Ausführung der Straßen ,wie solche durch den Plan festgesetzt sind, nie « ,
derzureißendcn Gebäude , insofern die Straßen
keine Landstraßen darstellen oder dazu bestimmt
sind .

Zu den bei 2, 4 und 5 bezeichnten Anlagen und
Erwerbungen concurrirt jedoch die Staats - Kasse nur
alsdann , wenn solche auch des allgemeinen Interesses we -
gen nothwendig befunden werden . Das Terrain zu den
neu anzulegenden Straßen müssen aber die Neuanbauek
auf eigene Kosten , und zwar jeder nach der Länge seine-
Grundstücks , wo solches an die Straße stößt , und nach
der Hälfte der St >'aßenbreire selbst erwerben .

§ . iz . Zur Bestreitung der im vorigen § bezeich«
neten Kosten , veräußert die städtische Verwaltung die
ausqetrockneten Kanäle , das Material der eingehenden
Drücken , Stadtmauern , Thore , Thürme , die Bauplätze
auf städtischem Boden u . s. w . , nach den bei Veräuße¬
rung von Gemeinde - Eigenthum vorgeschriebenen Formen .



h . 14 . Für die der städtischen Verwaltung bei der

Ausführung des Stadrplanes obliegenden Bau - Arbeiten

und Erwerbungen wird derselben die Errichtung einer

besonder » Bau - Kaste bewilliget , und die nach § 13 ein¬

gehenden Gelder werden von dem Gemeinde - Empfänger

für diesen Zweck besonders berechnet .

§ . iZ , Wenn zur Ausführung einzelner im Plane

liegenden städtischen Anlagen , oder Erwerbungen , beson¬

dere Geldbeiträge zu der Bau - Kasse erforderlich sind ;

so wird die Regierung auf den Grund des Gesetzes vom

1-6 . September 1807 und ans den Vorschlag des Stadk¬

raches die Beinahmc - Rollen ledcsmal fcststellen .

6 . Städtische Vau - Commission .

H . 16 . Die städtische Dan - Commission besieht un¬

ter dem Vorsitze des Bürgermeisters , aus dem Stadkbau -

Meister , einem Geometer und einem Rechnungs - Beam¬

ten .

§ . 17 . Die Commission tritt auf besondere Einla¬

dung des Bürgermeisters zusammen , welcher auch die Ar¬

beiten unter die Mitglieder austheilt , und die Anweisun¬

gen über Gemeinde - Bauten - Gebühren und Renumera »

klonen vollzieht .

§. rg . Die Commission prüft alle Gemeinde - und

Privat - Bau - Angelegenheiten , sowohl bei Neubauten ,

als bei Haupt - Reparaturen , und reicht die Plane dar¬

über , von ihrem Gutachten begleitet , dem Landrache ein ,

welcher dieselben genehmigt , oder in zweifelhaften ' Fällen

bei der Negierung anfragt .

H . ly . Die besonderen Obliegenheiten des Stadt -

baunu -ijlers sind : die cingercichkcn Bauplane , mit Rück¬

sicht aus die regiememsmäßige Bestimmung , in technischer

und polizeilicher Hinsicht zu prüfen , weshalb die Dau -

Projecle im Grund -Durchschnitt und Aufriffe , der Com¬

mission vorgelegt werden müssen . Er revidirt sämmtliche

Gemeinde - Bauanschläge und Gemeinde - Bau - Rechnun¬

gen, und wacht darüber , daß sowohl die Gemeinde - als
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Privat - Bauten nach den festgestellten Planen , ohne Ab¬

änderung ansgcsührt werden . Er sorgt ferner für die

Unterhaltung der Gemeinde - Gebäude und der Feucrlösch »

Geräkhschafien .

§ 2o Der Geometer weiset auf dem Terrain die

durch den Stadrplan vorgeschriebene Dauliniean , besorgt
bei jedem verkommenden Falle des Nivellement , und trägt
die jedesmaligen Abweichungen davon in das Nivelle¬
ments -Register eln .

§. 2i . Der Rechnungs - Beamte besorgt den Cal -
cul des ganzen bei der Commission vorkommenden Rech¬
nungswesens , entwirft die Anweisungen über Gemeinde -
bancen , führt in den Sitzungen der Commission das Pro¬
tokoll , und verfaßt sammtliche schriftliche Verhandlungen
der Commission .

Zn sofern diese Stelle nicht ein Mitglied des Ge -

meindcrathes , oder der Verwaltungs - Sekretär unentgeld -

lich übernimmt , können für die Ausfertigungen der Commis¬
sion , in so weit sie das Privat - Interesse betreffen , an¬
gemessene Gebühren genommen , und daraus der Rech¬
nungsbeamte renumsrirt werden .

§ . 22 . Der Geometer erhält für jeden einzelnen
Fall von den Interessenten den doppelten , durch das all¬
gemeine Feldmesser - Reglement bestimmten Diätensah ,
und wird für ein Viertheil des Tages , zu Z Stunden

angenommen , mit iz gGr . honorirt .

§. 23 . Auch der Stadtbaumeister wird von den
Interessenten jedesmal honorirt , nach demselben Maaß -

stabe wie der Geometer .

H. 24 . Die Regierung bestätigt auf den Vorschlag
des Landrathes , den Baumeister , Geometer und Rech¬
nungs - Beamten der städtischen Bau - Commission .

Indem ich das zur Erweiterung der Stadt Crefeld
am 6ten v. M . von Ihnen eingereichte Bau - Polizei -
Reglement genehmige , setze ich hierdurch fest, daß , wenn



zur Ausführung des von Mir genehmigten Bauplans vonder Stadl , oder auch von einem Eiüzelnen Privat - Ei -
genthum in Anspruch genommen wird , und darüber kein
Vergleich zu Stande zu bringen ist, alsdann das fran »
zösische Gesetz vom 8ten März iglO hierauf angewandt

?und die Abtretung als zum öffentlichen Nutzen erforder¬
lich betrachtet werden soll . An die Stelle des nach die¬
sem Gesetz zu jeder Expropriation nöthigen Landesherrli¬
chen Dekrets tritt die obige allgemeine Genehmigungdes ganzen Bauplans , und es soll nur in dem Falle
noch besondere Autorisation eingeholt werden , wenn bei
der Ausführung irgend eine Abweichung von dem allge¬meinen Plan als nokhwendig erscheinen sollte .

Ich beauftrage Sie übrigens , das Reglement und
gegenwärtige Kabineks - Ordre durch das Amtsblatt gehö¬rig publiziren zu lassen.

Berlin , den 22 . März 1321.

( gez.) Friedrich Wilhelm .
An die Gtaatsminister v. Kirch eisen , Graf v. Bülvw

und v. Schuckmann .

H . Fernerweile Allerhöchste Verordnung we¬
gen Ausführung de» Bauplans der Stadt

Crefeld nebst Bestimmung des
Bauquartiers .

Auf Ihren gemeinschaftlichen Bericht vom 20. v.M . trage ich nunmehr kein weiteres Bedenken , Ihre ,des Minister « drsJnnern , über die Ausführung des Bau¬
plans für die Stadt Crefeld im Bericht vom 28stenMat v. I . enchattenen Anträge zu genehmigen und a»S
den »oa Ihnen angeführten Gründen festzusetzen :



, .) daß zwar die öffentliche Stadt - Bau Kaffe ihrer¬
seits , die ihr nach dem genehmigten Plane und dem
Bau - Reglement , obliegenden Verbindlichkeiten , nur
quartierweise und in einer vom Stadtraktze vorzu «
schlagenden , von der Negierung nach Befinden zu
berichtigenden oder zu bestätigenden Ordnung erfül¬
len und kein Einzelner , weicher sich außerhalb dieser
Ordnung anbauen will , berechtigt seyn soll , die
Stadt zu den ihr obliegenden Leistungen zu zwingen ;
dagegen aber

2 .) soll es in Rücksicht der Rechte der Einzelnen bei der
Bestimmung Meiner Ordre vom 27 sten MaiIgly
sein Bewenden behalten und Jedermann berechtigt
bleiben , zu dem vorzunehmenden Bau , jede durch
die Linien des Bauplans bezeichnet « Stelle zu wäh¬
len und das Privat - Eigenthum anderer dazu , in
gesetzlichem Wege in Anspruch zu nehmen , wobei
ihm jedoch , in sofern er außer dem zu i . bestimm¬
ten Bauquarkier bauet , lediglich überlaffen und der
selbe verpflichtet bleibt , alles dasjenige , was nach
dem Reglement auf Kosten der Stabt zu beschaffen
seyn würde , so weit es für ihn nöthig , auf eigene
Kosten auszuführen ; auch soll in diesem Falle dem
Besitzer des in Anspruch genommenen Terrains ,
wenn derselbe erklärt , solches innerhalb dreier Jah¬
re nach den Vorschriften des Bauplans selbst bebau¬
en zu wollen , der Vorzug gebühren .

Eben so bin Ich damit einverstanden , daß die west¬
wärts von der lutherischen Kirchstraße projektirte neue
Straße , welche

'
mit jener in der ganzen Länge der Stadt

paralell fortlaufcn soll , nicht unausgeführt bleiben darf ,
ohne die Simetrie der ganzen Anlage zu stören und ich
will Ihnen , dem Staats - Minister von Schuckmann
überlassen , die Wittwe von der Leyen mit ihrer Rekla¬
mation zurückzuweisen und dem Stadtrath solches bekannt
zu machen .

Etwanige ähnliche Reklamationen , in sofern sie den
genehmigten Bauplan stören sollten , sind künftighin oh¬
ne weiteres von der Regierung zurückzuweifen .
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Die eingereichten Zeichnungen lasse ich hierbei zu-
rückgehen .

Berlin , den 14 . Februar 1324 .

( gez .) Friedrich Wilhelm .
An die Staats,Minister Graf v . Bülow

und v . Schuckmann .
Zn Folge des H i . der vorstehenden Allerhöchsten

Kabincls - Ordre , haben wir auf den Vorschlag des Stadt -
raches zu Crefeld vom ir . d . M . genehmigt , darun¬
ter den vier neu anzulegenden Bauquartieren der Stadt
Crefeld zunächst das Bauquartier Friedrichsstadt
zur Ausführung kommen soll .

Um ferner die im Z 2 . enthaltene Bestimmung zu
sichern , wird hierdurch festgesetzt , daß derjenige , welcher
seine in Anspruch genommene Baustelle durch die Erklä »
rung ; solche binnen dreien Zähren selbst bebauen zu wol¬
len , sich erhält , diese Erklärung mit genauer Bezeichnung
der Baustelle , unter Beifügung des Datums , auf dem
Bürgermeisteramte zum Protokoll geben muß , wovon
dann beiden Theilen eine Ausfertigung gegeben wird .

Düsseldorf , den 25 . Juni 1324 .

Königs . Preuß . Regierung .

UI . Gesetz über die gerichtliche Entsetzung aus
dem Eigenthume , wegen des öffentlichen

Nutzens , vom F . März 1310 .

Titel i .
Einleitende Bestimmungen .

Art . i . Die gerichtliche Entsetzung aus dem Ei¬
genthume ( Expropriation ) wegen des gemeinen Nutzens ,
wird durch die Justiz - Behörde bewirkt .
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Art . 2. Die Gerichte dürfen die Expropriation

nicht eher aussprechen, bis deren Nutzen in den durch das
Gesetz bestimmten Formen erwiesen ist.

Art . Z . Diese Formen bestehen :
r ) in dem kaiserlichen Dekret ( i) , wodurch allein

öffentliche Arbeüen , oder Ankäufe von Grund¬
stücken oder Gebäuden , bestimmt für Zwecke des
gemeinen Nutzens , verordnet werden können ;

2) in der Verhandlung des Projekts (2) welche die
Stellen oder Grundstücke bezeichnet , auf welchen
die Arbeiten Statt finden sollen , wenn diese Be¬
zeichnung nicht aus dem Dekrete selbst hervor- §
geht, und in dem ferneren Beschlüsse , worin der 'i
Präfekt (3) das Privateigenthum bestimmt,
worauf die Exproprialicn anwendbar ist.

Art . 4 . Diese Anwendung kann auf keinerlei Pri¬
vat - Eigenthum eher gemacht werden, bis die Betheilig¬
ten in Stand gesetzt worden sind, ihre Einreden nach den
hierunter ausgesprochenen Regeln , vorzubringen.

Titel 2 .
Von den Maaßnehmungen der Verwaltung in

Beziehung auf die Expropriation.
Art . Z . Die Ingenieurs oder andere Kunstverstän¬

dige, welche mit der Ausführung der verordneten Arbei¬
ten beauftragt sind, müssen vor der wirklichen Unterneh,
mung einen Sikuationsplan oder Grundriß der Grund¬
stücke oder Gebäude, deren Abtretung von ihnen für noch -
wendig erkannt wird , anfnehmen .

Art . 6. Der Plan der erwähnten Privat - Besitzun-
gen mit der Bezeichnung der Namen jedes Eigcnchümcrs ,
bleibt wahrend acht Tagen in den Händen des Maire (4)

(1) Jetzt : Königs. Verordnung oder Kabinets-L>rdre.
(2) Jetzt : Regierung .
( Z) Regierung .
(4) Bürgermeisters.



der Gemeinde , wo sie gelegen sind, deponier , damit jeder
davon Kenntniß nehmen , und keiner Unkunde verschätzen
könne .

Die Frist von acht Tagen fangt erst an von dem
Tage der Aufforderung an sämmtliche Detheiligte , sich
Mit dem Plan bekannt zu machen .

Diese Aufforderung muß durch Trommelschlag oder
Anschlag in der Gemeinde bekannt gemacht , und sowohl
an der Haupkthüre der Kirche des Orts , als an jener
des Gemeindehauses angehcfket werden ; die erwähnten
Verkündigungen und Anheftungen werden von dem Mai¬
re beglaubigt .

Art 7 . Unmittelbar nach Ablauf der Frist , ver¬
sammelt sich in dem Geschäfts - Lokale der Unter - Prä¬
fektur ( 1 ) eine Kommission (2) unter dem Vorsitze des
Unterpräfekts des Bezirkes , und außerdem zusammenge¬
setzt aus zweien von dem Präfekt bczeichneten Mitglie¬
dern des Bczirksrathes , dem Maire der Gemeinde , wor¬
in die Besitzungen gelegen sind, und einem Ingenieur .

( r ) Des Landrathes .
( 2) Gemäß einer Verfügung des Königl . Geheimen

Staaksministeriums vom az . Juli 1321 wird die
Kommission aus folgenden Mitgliedern zusammen ,
gesetzt :
r ) Dem Landrathe als Vorsitzenden ,
») dem Bürgermeister , in dessen Verwaltungs -

Bezirke die Grundstücke liegen , gegen deren
Wegnahme reklamirt wird ;

3) einem Baubeamten , welchen die Königl . Re ,
gierung zu bezeichnen hat .

4 ) An die Stelle der zwei Mitglieder des nicht
mehr bestehenden Bezirks - Rathes sollen zwei
Eingesessene des Kreises treten , welche durch
Rechtlichkeit und Bekanntschaft mit den Ver -

^ hälknissen ein unbefangenes richtiges Unheil
erwarten lassen, und deren Auswahl der Ko -
nigl . Regierung überlassen bleibt ,



Art . s - Diese Kommission nimmt die Anträge und
Klagen der Eigenrhümer an , welche behaupten , daß di«
Ausführung der Arbeiten die Abtretung ihre « EigenthumS
nicht erfordere .

Sie beruft die Eigenthümer so oft sie es für nöthig
«rächtet .

Art . y . Glaubt die Kommission , daß auf der Aus »
führung des Plans bestanden werden müße , so muß sie
die desfallstgen Gründe auseinanderfthen .

Hält sie einige Abänderungen nSthig , so bringt sie
solche erst dann in Vorschlag , nachdem sie diejenigen Ei «
genkhümer der Grundstücke vernommen oder zusammen «
berufen hat , auf welche die Abänderung Einfluß hat .

Zm Fall « die verschiedenen Eigenthümer uneins sind,
setzt die Kommission summarisch ihre gegenseitigen Grün «
de auseinander , und erstatt « ihr motivirtes Gutachten .

Art . io . Die Verhandlungen der Kommisston be»
schränken sich auf die in den Artikeln 8 »Md y ungefähr »

. ten Gegenstände : sie müssen binnen Monatsfrist beendigt
seyn , angerechnet von dem Ablause der im Art . 7 be»
stimmten Frist , worauf das hierüber aufgenommene Pro «
tokoll durch den Unterpräfekten ( l ) dem Präfekten ( 2)
zugesendet wird .

Der Präfekt beschließt unmittelbar daraus , und seht
di « Punkte definitiv fest, nach welchen die Arbeiten ge»
leitet werden sollen .

Art . ii . Die Kommission und der Präfekt neh «
men gar keine Rücksicht auf solche Schwierigkeiten , wel «
che sich blos auf den Werth der abtretenden Grundstücke
beziehen .

Wenn die Eigenthümer und der Präsekt sich über
diesen Gegenstand nicht einigen , so wird darüber von den
Gerichten erkannt , welch « ebenfalls über alle Reklamatio »

( r ) Landrath .
( 2) Regierung .



nen in Beziehung auf Verletzung der in diesem und dem
» origen Titel vorgeschriebencn Regeln , entscheiden .

Art . 12 . Wenn die Eigentümer die von ihnen
verlangte Abtretung , so wie die ihnen von der Verwal «
taug gemachten Bedingungen annehmen , so wird zwischen
den Eigentümern und dem Präfekten ein Kaufbrief aus¬
genommen, welcher in der Form der Verwalrungs « Ver¬
handlungen abgesagt, und wovon .die Urschrift in dem
Präfektur - Archiv ( l) » iedergelegt wird .

T i t e l Z .
Von der Prozedur vor dem Tribunal (s).

I . Von der Expropriation .
Art . II . Sobald als in Ermangelung einer Ue-

bereinkunft zwischen den Partheien der das abzutretende
Eigentum bezeichnende Beschluß des Präfekten (3) von
diesem mit einer Abschrift der übrigen Aktenstücke dem
kaiserlichen Prvkurator des Tribunals (4) desjenigen Be¬
zirkes, worin die Besitzungen gekegen sind, mitgethsilt
worden ist, trägt dieser kaiserliche Prokurator binnen den
drei folgenden Tagen auf die Vollziehung des erwähnten
Beschlusses an , nach dessen Einsicht das Tribunal (5),
sofern dasselbe keine Verletzung der in den Tit . 1 uud 2
aufgestellten Regeln bemerkt , den Präfekt (6) ermächtigt,
sich in den Besitz der in dem Beschlüsse bezcichneten
Grundstücke und Gebäude zu sehen , mit der Auflage, den
übrigen Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes zu ge¬
nügen .

<r) Regierungs-Registratur .
(2) Landgericht.
(z) Der Regierung.
(4) Dem Königl. Ober -Prvkurator bei dem Landge¬

richte.
(5) Königl. Landgericht-
(6) Die Regierung .



Dieses Urtheil wird auf Betreiben des kaiserlichen
Proknrators ( l ) an der Thüre des Tribunals angeheftet ;
dasselbe wird nebsidem in der Genwinde bekannt gemacht
und angehefrct , gemäß den in Art . 6 festgesetzten Formen .

Art . 14 . Wenn in den acht Tagen , welche den
Bekanntmachungen und Anheftungen in der Gemeinde
folgen , die Elgenthünier oder einige derselben behaupten ,
daß der öffentliche - Nutzen nicht erwiesen worden fey,
oder daß ihre Reklamationen nicht untersucht und ent¬
schieden worden sind, alles nach vorstehenden Regeln , so
können sie dem Tribunal (2) eine Bittschrift überreichen ,
welches die Mittheilnna derselben durch den kaiserlichen
Prokuraior an den Präfekten verordnet , und nichtsdesto¬
weniger die Einhaltung aller Exemtion verfügen kann .

Während der vierzehn Tage , welche auf diese Mit¬
theilung folgen , urtheilt das Tribunal auf Einsicht der
gegenseitigen Darstellungen , oder unmittelbar nach dem
Ablause dieser Frist , blos auf die vorgebrachten Akten¬
stücke, ob die durch das gegenwärtige Gesetz vorgcschrie «
denen Formen beobachtet worden sind oder nicht .

Art . 15 . Wenn das Tribunal erkennt , daß die
Formen nicht beobachtet seyen , so wird unbedingt die Ur ,
kheilsvollstrsckung sistirt , bis demselben genüget worden
ist ; und der kaiserliche Prokuraror benachrichtigt hiervon
durch Vermittlung des General - Prokurators (3) den
Großcichicr (4) welcher dem Kaiser (5) den von der
Verwaltung gewagten Eingriff in das Privateigenthum
anzeigen wird .

H . Von den Entschädigungen .
Art . 16 . In allen Fällen , wo die Expropriation

rechtmäßig erkannt oder entschieden wird , und wo die

( 1 ) Des König ! . Ober-Proknratvrs .
( 2) Dem König ! . Landgerichte.
( 3) König ! . General - Prokurator bei dem Appell«,

tivnsdofe.
<4) Iustiimiiiister.
( 2) Des Königs Majestät.



Partheien nur über den Betrag der den Eigenthümer »
gebührenden Entschädigungen uneins bleiben , bestimmtdas Gericht den Betrag dieser Entschädigungen, mit Rück¬
sicht auf die gegenwärtigen Pächte , auf die Kaufkontrak«
re der zunächst vorherigen Zeit , entweder von denselben
Grundstücken, oder von benachbarten Grundstücken der¬
selben Qualität , auf die Muttecrollen , und alle andere
Urkunden, die dasselbe beizubringen vermag.

Art . 17. Werden diese Angaben unzulänglich be¬
funden, um dem Gerichte Auskunft zu geben , so kann
dasselbe von Amtswegen einen oder drei Sachverständige
ernennen : ihr Vortrag bindet das Gericht keineswegs
und dient nur zum Anhalt.

Art . iz Zm Falle dritte Betheiliyte vorhanden
sind, als Nutznießer, Pächter oder Micther, so ist der
Eigenthümer gehalten, sie vor Bestimmung der Entschä¬
digung beizuladen, um an den darauf sich beziehenden
Verhandlungen , so weit dieselbe sie betreffen , Antheil zu
nehmen ; geschieht dies nicht, so bleibt er allein zu den
Entschädigungen verbindlich, welche diese letztem fordern
können.

Die Entschädigungen der betheiligten Dritten , mö¬
gen sie eingeladen werden, oder selbst auftreten, werden
in derselben Art bestimmt, wie jene der Eigenthümer .

Art . iy . Vor der Ermittelung der Entschädigun¬
gen , und wenn über die Entsetzung aus dem Eiaenrhume
an und für sich kein Streit obwaltet, kann das Tribunal,
nach der Natur und der Dringlichkeit der Arbeiten, die
vorläufige Einsetzung der Verwaltung in dm Besitz ver¬
ordnen : sein Unheil ist exekutorisch, mag auch Appella¬
tion oder Opposition eingelegt werden.

1U. Von der Bezahlung .
Art . 20 . Zeder aus dem Besitz gesetzte Eigenthü »

tner wird gemäß dem Art. 545 des Civil -Gesetzbuchs ent¬
schädigt.

Wenn besondere Umstände die unmittelbare Zahlung
der ganzen oder theilweiscn Entschädigung verhindern, so
»verden vom Tage der Desitzentsstzung an , nach Maßga¬
be der vorläufigen oder schließlich«», Ermittelungder Ent»
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schädigung Zinsen berechnet , und von sechs zu sechs Ms »
Naken bezahlt , jedoch darf die Ablegung des Kapitals,
ohne Zustimmung der Eigenthümcr , nicht über drei Iah »
re verzögert werden.

Art . 2l . Sind Zinsen verfallen , aber von den
schuldenden Verwaltungs - Behörden nicht bezahlt wor»
den , oder ist das Entschädigungskapital , oder ein Theil
desselben nicht in den drei Jahren , oder in den durch
Vertrag festgesetzten Friste» , abgelegt worden , so können
die Eigenchümer oder andere Decheiligte der Domänen »
Verwaltung (i ) in der Person des Direktors desjenigen
Departements (2) , worin die Besitzungen liegen , eine die
verschuldeten Summen enthaltende Denkschrift , mit de»
Belegen , überreichen . Diese Eingabe wird durch einen
Empfangsschein des Direktors , oder durch einen Akt des
Gerichtsvollziehers konstatirt.

Wird wahrend den darauf folgenden drcyßig Tagen
die Bezahlung nicht geleistet , so können die Eigcnihümer
oder andere Derheiligte , die Domänen - Verwaltung (3)vor das Tribunal laden , » m dort zur Bezahlung der ih¬
nen verschuldeten Summen, auf Rechnung der im Rück¬
stände gebliebenen Verwaltung , und vorbehaltlich des im
Art. 24 . erwähnten Ersatzes , verurtheilt zu werden .

Art . 22. Bevor auf die Rekursklage gegen die Do¬
mänen - Verwaltung erkannt wird , kann der Kaiserlich?
Prokurakor (4) auf eine Vertagung von einem bis zweiMonaten antragen , um den Großrichker (Justiz - Mini¬
ster) davon in Kenntniß zu sehen , welche Vertagung irr
diesem Falle von dem Tribunal ausgesprochenwerden muß.Art . 23 . Ist während dieser Vertagung keine
Maaßregel der Verwaltung zur Bewirkung der Bezah¬lung ergriffen worden , so urtheilt das Tribunals ) nach
Ablauf der Frist.

( r) Der Königlichen Regierung .
(2) Des Chef Präsidenten der Regierung.( Z) Die Regierung .(4) Der Oberprokurator .(s) Landgericht.

1



Art . 24 . Hat die Domänen - Verwaltung ( i ) , in
Folge der gegen sie gemäß obiger Bestimmungen ausge¬
sprochenen Beurrhcilungen , ihre eigenen Gelder für Rech¬
nung andeecr Verwaltungen verausgabt , so wendet sich
dieselbe an das Gouvernement , welches ihre Ersatzleistung
oder Aufrechnung , in gehöriger Art , bewirkt .

Titel 4 .
Allgemeine Bestimmungen .

Art . 25 . Zn allen Fälle » , wo Hypotheken auf
dem Grundeigenthum hasten , Arrestschläge oder Opposition
von Dritten gegen die Ausbczahlung der Gelder in die
Hände des entsetzten Eigenlhümers , oder der Nutznießer ,
oder ausgesehter Pachter , vorgebracht werden , sollen die
verschuldeten Summen in den Verfallsterminen deponirt
werden , damit über deren Verwendung oder Vertheilung
nach der Ordnung und nach der Vorschrift des gemeinen
Rechtes in der Folge verfügt werden kann .

Art . 26 . Jedesmal , wo Rekurs an das Tribunal
genommen wird , sey es um die Verordnung der Besttz -
rntschung zu bewirken , oder dagegen Opposition einzule¬
gen , sey es wegen der Entschädigungs - Bestimmung , sey
rs zur Erlangung der Bezahlung , sey es um die Um¬
schreibung der Hypothek aus andere als die abgetretenen
Grundstücke zu bewirken , geschieht die Prozedur summa¬
risch : die Einregrstrirung der Verhandlungen , wobei die¬
ses erforderlich ist, geschieht unentg eidlich .

Der Kaiserliche Prokuraror ( 2 ) wird jedesmal vor
der Aburtheilung , sowohl bei den Vorbescheiden als bei
Endurtheilen , gehört .

Art . 27 . Die Bestimmungen des Gesetzes voml6 .
September 1307 , oder jedes andern , welche gegenwärti¬
gen entgegen sind , sind hiermit aufgehoben .

( r ) Regierung .
<2) Oberprvkurator .

Crefeld , 1324 .
In der Schüller ' schen Buchdruckerei u . Buchhandlung .
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